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Beschlüsse des Stadtrates

Überplan- bzw. außerplanmäßige 
Aufwendungen 2025 für Schulbegleitung 
SGB VIII – Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche SGB IX
- beschl. am 06.05.2026, Beschl.-Nr. 26/0902-BV

001 Die  Mehraufwendungen  für  Schulbegleitung 
bzw.  Eingliederungshilfe  in  Höhe  von  1.257.000  € 
(Sachkonto  55510000,  Produkt  36.3.7.0000 
Eingliederungshilfenach § 35a SGB VIII,  §§ 53 ff. SGB 
XII) sind durch Mehrerträge aus Zuweisungen vom Land 
im Bereich der sozialen Sicherung (Sachkonto 42742000, 
Produkt  31.5.1.0010  Soziale  Einrichtungen  - 
Verrechnungsleistung) zu decken.

Begründung:

Die Jugendhilfeleistungen in der sog. Budgetgruppe G2 
wurden  für  das  Haushaltsjahr  2025  mit  22.146  T€ 
veranschlagt.  Dem  stehen  Anordnungen  in  Höhe  von 
24.387  T€  sowie  Rückstellungen  für  noch  nicht 
ausgezahlte Leistungen von rund 900 T€ gegenüber.

Das daraus resultierende Defizit von insgesamt 3.141 T€ 
konnte  teilweise  bereits  unterjährig  durch  Mehr-
einnahmen aus den Bereichen Jugendhilfe, KIGA sowie 
Jugend & Bildung kompensiert werden, sodass sich das 
verbleibende Defizit auf 1.257 T€ reduziert hat.

Die Mehraufwendungen für Leistungen der Kinder-  und 
Jugendhilfe nach SGB VIII sowie für Leistungen der Ein-
gliederungshilfe  nach SGB IX ergeben sich  aus  einem 
gestiegenen  Bedarf,  insbesondere  zunehmende  Fall-
zahlen,  sowie  aus  der  Entgeltentwicklung  bei  den 
Leistungserbringern.

Da  es  sich  hierbei  um  gesetzlich  verankerte 
Pflichtleistungen  handelt,  bestehen  nur  sehr  ein-
geschränkte  Steuerungsmöglichkeiten.  Die  Kosten-
entwicklung ist daher maßgeblich durch äußere Faktoren 
bestimmt  und  nur  begrenzt  beeinflussbar.  Eine  aus-
führliche Begründung mit Statistiken liegt im Anhang bei.

Die  Mehraufwendungen  sollen  durch  Mehreinnahmen 
aus  dem  ThürRkwErstG1 gedeckt  werden.  Insgesamt 
erhielt  die  Stadt  Jena  hier  3.805.441,45  €  im 
Haushaltsjahr2025 ungeplante Zuweisungen.

                               
1 Thüringer  Gesetz  zur  Erstattung von Mehrkosten nach dem 
Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch für das 
Jahr  2025  aufgrund  des  Rechtskreiswechsels  von  aus  der 
Ukraine Geflüchteten

Hinweis:
Die  Anlagen  des  vorstehenden  Beschlusses  können  bei  der 
Stadt Jena, Büro Stadtrat, Am Anger 15 in 07743 Jena, Zimmer 
0_15 (EG) – nach telefonischer Vereinbarung (03641 / 492036) – 
während  der  Dienstzeiten  eingesehen  werden  und  sind  unter 
https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp abrufbar.

Maßnahmen  zum  Umgang  mit  Graffiti  in 
Jena  Gemeinsam  handeln  -  Graffiti  im 
Spannungsfeld  von  Ordnung,  Prävention 
und Zusammenarbeit
- beschl. am 06.05.2026, Beschl.-Nr. 26/0823-BV

001 Der Stadtrat stimmt dem in Anlage 1 beigefügten 
Konzept mit dem Namen „Maßnahmen zum Umgang mit 
Graffiti  in  Jena“  als  strategischer  Grundlage  für  den 

künftigen  Umgang  mit  illegalen  Graffiti,  Tags  und 
sonstigen Schmierereien im Stadtgebiet zu.

002 Der  Oberbürgermeister  wird  beauftragt,  die  in 
Anlage  3  dargestellten  Maßnahmen  entsprechend  der 
ausgewiesenen  Zuständigkeiten  und  Prioritäten 
schrittweise umzusetzen.

003 Erforderliche  finanzielle  Mittel  sind  durch  die 
jeweils  zuständigen  Dezernate  oder  Eigenbetriebe  im 
Rahmen der Haushaltsplanung anzumelden und im Zuge 
der  jährlichen  Haushaltsberatungen  zur  Entscheidung 
vorzulegen.

004 Über  die  Umsetzung  und  Wirksamkeit  des 
Konzeptes wird im Jahr 2027 dem Stadtrat  ein Bericht 
vorgelegt.

Begründung:

Illegale Graffiti, Tags und sonstige Schmierereien sind im 
Stadtgebiet  Jena  in  den vergangenen Jahren  verstärkt 
wahrnehmbar.  Neben  den  unmittelbaren 
Reinigungskosten für öffentliche und private Eigentümer 
beeinflussen sie das subjektive Sicherheitsempfinden der 
Bürgerinnen und Bürger und führen zu einer steigenden 
Zahl von Beschwerden. Zugleich handelt es sich um ein 
vielschichtiges  Phänomen,  das  neben  strafrechtlich 
relevanten  Sachbeschädigungen  auch  jugendkulturelle 
Ausdrucksformen,  politische  Botschaften  sowie 
fußballbezogene Markierungen umfasst.  Eine  einseitige 
Herangehensweise,  die  ausschließlich  auf  Repression 
oder  ausschließlich  auf  Prävention  setzt,  wird  dieser 
Komplexität nicht gerecht.

Vor  diesem Hintergrund wurde unter  Federführung des 
Dezernates  II  eine  multiprofessionelle  Arbeitsgruppe 
eingerichtet,  in  der  die  relevanten  Fachbereiche  der 
Verwaltung  sowie  weitere  Beteiligte  ihre  Perspektiven 
eingebracht haben. Ziel war es, bestehende Maßnahmen 
zu bündeln, strukturelle Defizite zu identifizieren und ein 
abgestimmtes,  realisierbares  Handlungskonzept  zu 
entwickeln.  Das  Ergebnis  ist  das  vorliegende  Graffiti-
Konzept,  das  einen  integrierten  Ansatz  verfolgt  und 
strategische  Leitlinien  für  den  künftigen  Umgang  mit 
illegalen Graffiti im Stadtgebiet formuliert.

Das  Konzept  verbindet  präventive  Maßnahmen, 
insbesondere  im  Bereich  der  Jugend-  und 
Schulsozialarbeit,  mit  einem  strukturierten  Monitoring- 
und  Bearbeitungsprozess,  einer  priorisierten  und 
nachhaltigen  Bereinigung  öffentlicher  Flächen,  der 
Einbindung privater Eigentümer durch eine Förderstruktur 
sowie  abgestimmten  repressiven  Maßnahmen  in 
Zusammenarbeit mit Polizei und Justiz. Ergänzend wird 
die  Möglichkeit  eröffnet,  legale  künstlerische 
Ausdrucksformen  gezielt  zu  fördern  und  damit 
konstruktive  Alternativen  aufzuzeigen.  Die  einzelnen 
Bausteine sind aufeinander abgestimmt und entfalten ihre 
Wirkung nur im koordinierten Zusammenwirken.

Ein  Teil  der  vorgesehenen  Maßnahmen  kann  mit 
bestehenden  personellen  und  organisatorischen 
Ressourcen  umgesetzt  werden.  Für  einzelne 
Handlungsfelder,  insbesondere  im  Bereich  der 
nachhaltigen  Bereinigung  und  der  Förderung  privater 
Eigentümer,  werden  zusätzliche  finanzielle  Mittel 
erforderlich  sein.  Diese  sind  im  Rahmen  der 
Haushaltsplanung  anzumelden  und  unterliegen  der 
gesonderten Entscheidung des Stadtrates.

Mit  dem  vorliegenden  Beschluss  wird  das  Graffiti-
Konzept  als  verbindliche  strategische  Grundlage 
anerkannt  und  die  Verwaltung  mit  der  schrittweisen 
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Umsetzung beauftragt. Gleichzeitig wird eine strukturierte 
politische  Begleitung  des  Umsetzungsprozesses 
ermöglicht.  Das  Konzept  schafft  damit  einen 
nachvollziehbaren,  ausgewogenen  und  steuerungs-
fähigen  Rahmen  für  den  zukünftigen  Umgang  mit 
illegalen Graffiti im Stadtgebiet Jena.

Hinweis:
Die  Anlagen  des  vorstehenden  Beschlusses  können  bei  der 
Stadt Jena, Büro Stadtrat, Am Anger 15 in 07743 Jena, Zimmer 
0_15 (EG) – nach telefonischer Vereinbarung (03641 / 492036) 
– während der Dienstzeiten eingesehen werden und sind unter 
https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp abrufbar.

Fortschreibung des wirksamen 
Flächennutzungsplans der Stadt Jena– 
Umgang mit den eingegangenen 
Stellungnahmen (Abwägungsbeschluss)
- beschl. am 01.07.2026, Beschl.-Nr. 26/0862-BV

001 Der  Umgang  mit  den  im  Rahmen  der 
öffentlichen  Auslegung  nach  §  3  BauGB  und  der 
Beteiligung  der  Behörden  und  sonstigen  Träger 
öffentlicher  Belange  nach  §  4  BauGB  eingegangenen 
Anregungen  zum  Vorentwurf  und  zum  Entwurf  des 
Flächennutzungsplanes  wird  nach  Abwägung  der 
öffentlichen  und  privaten  Belange  gegeneinander  und 
untereinander  gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entsprechend 
der beigefügten tabellarischen Abwägungsvorschläge in 
Anlage 1 beschlossen.

002 Der  Oberbürgermeister  wird  beauftragt,  die 
Öffentlichkeit sowie die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, welche Stellungnahmen abgegeben 
haben,  gemäß §  3  Abs.  2  Satz  4  BauGB von diesem 
Ergebnis unter Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen.

Begründung:

Anlass und Planungsziel

Gemäß dem Auftrag des Stadtrates wird der  seit  2006 
wirksame  Flächennutzungsplan  (FNP)  der  Stadt  Jena 
fortgeschrieben. Die Stadt Jena und ihr Umland haben 
sich  seit  2006  deutlich  verändert,  insbesondere  durch 
Bevölkerungszuwachs, neue Unternehmensansiedlungen 
und  veränderte  Rahmenbedingungen.  Mit  der 
Fortschreibung  dieses  verwaltungsintern  bindenden 
Planwerks  werden  die  planerischen  Voraussetzungen 
geschaffen,  um  auf  aktuelle  Herausforderungen 
angemessen reagieren  und die  Lebensqualität  in  Jena 
langfristig  sichern  zu  können.  Die  Fortschreibung  des 
FNP  ist  damit  eine  wesentliche  Grundlage  für  eine 
nachhaltige  und  klimawandelangepasste 
Stadtentwicklung.

Planverfahren - Bisherige Verfahrensschritte

Die Fortschreibung des Flächennutzungsplans wurde am 
15.11.2017 mit dem Einleitungsbeschluss durch den 
Stadtrat beauftragt (siehe Amtsblatt 50/17).

Erarbeitung des FNP-Vorentwurfs 10/2022

Der  FNP-Vorentwurf  (inhaltlicher  Redaktionsschluss 
10/2022)  wurde  seit  2018  in  der  Internen 
Lenkungsgruppe  (ILG)  der  Stadtverwaltung  und  der 
Eigenbetriebe auf der Grundlage zahlreicher vorliegender 
Beschlusslagen  und  Fachkonzepte  in  verschiedenen 
thematischen  Arbeitsgruppen  erarbeitet.  Der  FNP-
Vorentwurf  wurde am 02.02.2023 im Stadtentwicklungs- 
und  Umweltausschuss  vorgestellt;  hierzu  wurden  auch 

alle  Ortsteilbürgermeister  eingeladen.  Eine  gesonderte 
Vorstellung vor flächenrelevanten Beiräten (Gartenbeirat, 
Kfz-Beirat,  Radverkehrsbeirat,  Naturschutzbeirat, 
Klimaschutzbeirat) erfolgte am 07.02.2023.

Frühzeitige Offenlage des FNP-Vorentwurfs

Der  FNP-Vorentwurf  lag  vom  20.02.2023  bis 
einschließlich 31.03.2023 frühzeitig offen. Für die Dauer 
von  sechs  Wochen  wurden  die  Unterlagen  über  die 
Internetpräsenz  der  Stadt  Jena  (Online-
Beteiligungsplattform  auf  www.jena.de/fnp)  breiten 
Bevölkerungskreisen  zugänglich  gemacht.  Darüber 
hinaus  bestand  die  Möglichkeit,  die  Planunterlagen  in 
Papierform  im  Verwaltungsgebäude  Am  Anger  26 
einzusehen. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte im 
Amtsblatt 06/23 vom 09.02.2023.
Parallel zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB fand die formelle Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB  statt.  Diese  wurden  mit  Schreiben  vom 
02.02.2023  über  die  öffentliche  Auslegung  des  FNP-
Vorentwurfs  informiert  und  zur  Stellungnahme 
aufgefordert.  Insgesamt  erfolgten  174  Anschreiben  an 
Behörden  und  Träger  öffentlicher  Belange  sowie  an 
politische  Gremien  des  Jenaer  Stadtrates  (Fraktionen, 
Beiräte,  Ortsteilräte)  und  an  Verwaltungsbereiche 
einschließlich Eigenbetriebe.

Eingänge zum FNP-Vorentwurf / Frühzeitige Behandlung 
der Äußerungen

Innerhalb  dieser  1.  Phase  der  Öffentlichkeits-  und 
Behördenbeteiligung  gingen  insgesamt  261  Schreiben 
ein.  Von  den  174  beteiligten  Behörden  bzw.  Stellen 
gaben  52  eine  Stellungnahme ab.  Die  eingegangenen 
Stellungnahmen  bezogen  sich  vielfach  auf  mehrere 
Themenbereiche.  Zur  besseren  inhaltlichen  Erfassung 
der Belange erfolgte eine thematische Sortierung in 18 
Themenfelder.

Sämtliche  frühzeitig  eingegangenen  Anregungen  und 
Hinweise wurden geprüft.  Die ausführliche Tabelle zum 
Umgang mit  den frühzeitig  eingegangenen Anregungen 
und Hinweisen enthielt den innerhalb der Stadtverwaltung 
fachlich  abgestimmten  Vorschlag  zum  Umgang.  Der 
vorläufige  Abwägungsvorschlag  wurde  am  17.10.2024 
dem Stadtentwicklungs- und Umweltausschuss (SUA) zur 
Kenntnis  gegeben  (24/0086-BV)  und  von  diesem  zur 
Anwendung empfohlen.

Erarbeitung des FNP-Entwurfs 03/2025

Auf  der  Grundlage  der  Empfehlung  des  SUA  zum 
Umgang  mit  den  frühzeitigen  Äußerungen  wurde  der 
FNP-Vorentwurf  anschließend  zum  Planstand  Entwurf 
weiterentwickelt.
Die  frühzeitig  eingegangenen  Äußerungen  wurden  im 
erarbeiteten  FNP-Entwurf  03/2025  entsprechend  den 
jeweiligen  Empfehlungen  (siehe  Anlage  1  –  Teil  B) 
berücksichtigt.
Im Rahmen der Erarbeitung des FNP-Entwurfs erfolgte 
darüber hinaus unter anderem die Berücksichtigung des 
Stadtklimakonzepts, welches mit Stadtratsbeschluss vom 
26.02.2025 bestätigt wurde.

Zum erarbeiteten  FNP-Entwurf  (inhaltlicher  Redaktions-
schluss 03/2025) fand am 20.05.2025 eine Veranstaltung 
mit den Ortsteilbürgermeistern statt. Für flächenrelevante 
Beiräte (Gartenbeirat, Beirat Mobilität, Klimaschutzbeirat, 
Naturschutzbeirat)  fand  am  26.05.2025  eine  weitere 
Veranstaltung  zum  FNP-Entwurf  statt,  bevor  der 
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Stadtentwicklungs-  und  Umweltausschuss  am 
05.06.2025 die Empfehlung zur Billigung und Offenlage 
des FNP-Entwurfs an den Jenaer Stadtrat gab.

Billigung des FNP-Entwurfs durch den Stadtrat

Der auf Grundlage der Empfehlungen des SUA (24/0086-
BV vom 17.10.2024)  erarbeitete FNPEntwurf  sowie die 
Begründung  einschließlich  klimatischer  Beikarte  und 
Umweltbericht  wurden  mit  dem  Billigungs-  und 
Offenlagebeschluss 25/0366-BV vom 25.06.2025 durch 
den Stadtrat gebilligt und zur Offenlage bestimmt.

Mit  der beigefügten Tabelle  (Anlage 1a zum Billigungs- 
und Offenlagebeschluss 25/0366-BV) wurde der Stadtrat 
über  die  Behandlung der  frühzeitigen  Anregungen zum 
FNP-Vorentwurf  informiert  –  dies  diente  der 
Nachvollziehbarkeit  der  Entstehung  des  FNP-Entwurfs. 
Dem Abwägungsbeschluss 26/0862-BV liegt die Tabelle 
erneut bei (hier als Anlage 1 – Teil B).

Offenlage des FNP-Entwurfs

Mit der Veröffentlichung des Planstandes „Entwurf“ sowie 
der  erneuten  Einbeziehung  der  Träger  öffentlicher 
Belange  wurde  im  Anschluss  die  zweite  Phase  der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 
2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.

Die Veröffentlichung des FNP-Entwurfs  erfolgte auf  der 
Internetpräsenz  der  Stadt  Jena  vom  22.08.2025  bis 
einschließlich 22.10.2025. Für die Dauer von 2 Monaten 
wurden  die  Unterlagen  über  die  Online-
Beteiligungsplattform  unter  www.jena.de/fnp erneut 
breiten  Bevölkerungskreisen  zugänglich  gemacht. 
Darüber  hinaus  bestand  wiederum  die  Möglichkeit,  die 
Planunterlagen  in  Papierform  im  Verwaltungsgebäude 
Am  Anger  26  einzusehen.  Die  öffentliche 
Bekanntmachung hierzu erfolgte im Amtsblatt  Nr.  32/25 
vom  14.08.2025;  hierin  wurde  auch  auf  die 
Veröffentlichung  umweltbezogener  Informationen 
hingewiesen.

Gleichzeitig wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange mit Schreiben vom 18.08.2025 über 
die  öffentliche  Auslegung  des  FNP-Entwurfs  informiert 
und zur Stellungnahme aufgefordert. Insgesamt erfolgten 
179  Anschreiben  an  Behörden  und  Träger  öffentlicher 
Belange, darunter auch an die in Thüringen anerkannten 
Naturschutzvereinigungen,  sowie  an politische Gremien 
des Jenaer Stadtrates (Fraktionen, Beiräte,  Ortsteilräte) 
und an Verwaltungsbereiche bzw. Eigenbetriebe.

Mit  der  Aufforderung  zur  Abgabe  einer  Stellungnahme 
zum  Entwurf  03/2025  konnten  die  Angeschriebenen 
zugleich das Ergebnis des Umgangs mit ihrer frühzeitigen 
Stellungnahme  zur  Kenntnis  nehmen:  Die  ausführliche 
tabellarische Übersicht zum Umgang mit den frühzeitigen 
Äußerungen  (Anlage  1a  zum  Billigungs-  und 
Offenlagebeschluss 25/0366-BV vom 25.06.2025) wurde 
während  des  Veröffentlichungszeitraums  des  FNP-
Entwurfs vom 22.08.2025 bis 22.10.2025 im Internet als 
Begleitmaterial  zur  Einsichtnahme  bereitgestellt.  Über 
eine  digitale  Abfrage  (Suchfunktion  anhand  der 
mitgeteilten  Erfassungsnummer)  konnten  die 
Angeschriebenen ihren gegebenenfalls bereits frühzeitig 
eingereichten Sachverhalt einsehen und den Umgang mit 
ihrer Äußerung nachvollziehen.

Eingänge zum FNP-Entwurf

Im  Vergleich  zu  den  insgesamt  261  eingegangenen 
Schreiben zum FNP-Vorentwurf gingen innerhalb der 2. 

Phase der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zum 
FNP-Entwurf  mit  insgesamt  121  Schreiben  aus 
Öffentlichkeit  und  Behörden  deutlich  weniger 
Äußerungen  ein.  Von  179  angeschriebenen  Behörden, 
Vereinen, Fraktionen, Ortsteilbürgermeistern etc. gingen 
60 Stellungnahmen ein.
Da sich die eingegangenen Stellungnahmen zum FNP-
Entwurf vielfach auf mehrere Themen bezogen, erfolgte 
zur besseren inhaltlichen Erfassung der Belange erneut 
eine  thematische  Sortierung  in  verschiedene  (19) 
Themenfelder.

Die  eingegangenen  Äußerungen  sowie  die  jeweiligen 
Empfehlungen zum Umgang sind in Anlage 1 – Teil A zu 
dieser Beschlussvorlage enthalten.
Darüber  hinaus  wurden  für  den  schnellen  Leser  alle 
eingegangenen  Hinweise  und  Anregungen  mit  ihrer 
Codierungs-Nummer  in  einer  tabellarischen 
Kurzübersicht thematisch zusammengefasst (Anlage 2 zu 
diesem  Beschluss  26/0862-BV).  Für  eine  räumliche 
Verortung  geeignete  Themen  wurden  in  Anlage  3 zu 
diesem Beschluss gekennzeichnet.

Die  eingegangenen  Stellungnahmen  betrafen  im 
Wesentlichen die Wohnbauflächenentwicklung sowie die 
gewerbliche  und  wissenschaftsbezogene 
Flächenentwicklung, Belange des Klimaschutzes und des 
Stadtklimas,  den  Freiraum-,  Garten-  und 
Landschaftsschutz,  Belange  des  Denkmalschutzes,  die 
regionale und interkommunale Abstimmung, Fragen der 
Verkehrsanbindung und technischen Infrastruktur  sowie 
redaktionelle und planungsrechtliche Präzisierungen der 
Planunterlagen.

Teilweise  handelte  es  sich um Themen,  die  bereits  im 
Rahmen  der  vorangegangenen  frühzeitigen  Offenlage 
behandelt wurden und zu denen der SUA am 05.06.2025 
bereits eine Empfehlung abgegeben hatte. Diese bereits 
behandelten und teilweise im Planwerk berücksichtigten 
frühzeitigen Stellungnahmen sind in der Tabelle in Anlage 
1 – Teil A mit einem besonders hervorgehobenen Hinweis 
(Markierung)  zur  besseren  Nachvollziehbarkeit 
gekennzeichnet.  Die  jeweilige  Stellungnahme  ist  dort 
erneut ausführlich behandelt worden.

Der vorgeschlagene Umgang mit den Äußerungen zum 
FNP-Entwurf  03/2025  macht  keine  flächenhafte 
Darstellungsveränderungen erforderlich, sondern umfasst 
lediglich gezielte redaktionelle Anpassungen, die in den 
Planteil,  die  Begründung  bzw.  den  Umweltbericht 
einfließen.  Die  Anpassungen  im  FNP-Planteil 
beschränken  sich  auf  klarstellende  Ergänzungen  und 
Korrekturen,  Präzisierungen  sowie  nachrichtliche 
Übernahmen bzw. Vermerke.
Die  Grundzüge  der  Planung  bleiben  dabei  unter 
Beibehaltung  der  planerischen  Leitgedanken  der 
gesamtstädtischen  Grundkonzeption  unberührt;  neue 
Betroffenheiten, die zu einer erstmaligen oder stärkeren 
Berührung von Belangen führen würden, entstehen nicht.
Eine erneute Offenlage ist folglich nicht erforderlich.

Gemäß dem vorliegenden Vorschlag  zum Umgang  mit 
den  eingegangenen  Äußerungen  zum  FNP-Entwurf 
03/2025 (Anlage 1 – Teil A) werden keine wesentlichen 
Änderungen  im  Planteil  des  FNP  erforderlich.  Daher 
wurde  im  Vorfeld  dieses  Abwägungsbeschlusses 
26/0862-BV von einer erneuten Vorstellung/Veranstaltung 
vor  den  Ortsteilbürgermeistern  bzw.  flächenrelevanten 
Beiräten abgesehen.

Zu 001 - Abwägungsbeschluss

Umgang mit den Äußerungen zum FNP-Vorentwurf und 

http://www.jena.de/fnp
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zum FNP-Entwurf

Sämtliche  eingegangenen  Anregungen  und  Hinweise 
wurden  geprüft  und  mit  den  Tabellen  in  Anlage  1 
dokumentiert. Zur Wahrung von Nachvollziehbarkeit und 
Vollständigkeit  werden  die  Anregungen  in  Anlage  1 
ungekürzt dargestellt.

Die  Tabelle  zum  Umgang  mit  den  eingegangenen 
Äußerungen  enthält  die  fachliche  Empfehlung  der 
Stadtverwaltung
- in  Teil  A zu Äußerungen aus der Offenlage des FNP-

Entwurfs vom 22.08. bis 22.10.2025 und
- in Teil B zu Äußerungen aus der frühzeitigen Offenlage 

des FNP-Vorentwurfs vom 20.02. bis 31.03.2023.

Der  Teil  B  der  Anlage  1  lag  dem  Stadtrat  bereits  im 
Rahmen  des  Billigungs-  und  Offenlagebeschlusses 
25/0366-BV vom 25.06.2025 vor.

Damit  stehen  dem  Stadtrat  alle  abwägungsrelevanten 
Belange,  über  die  dieser  entscheidet,  als  vollständige 
Abwägungsinformation zur Verfügung. Die Anregungen 
aus der Offenlage des FNP-Entwurfs 03/2025 werden – 
entsprechend  der  mit  der  Genehmigungsbehörde 
abgestimmten  Verfahrensweise  –  gemeinsam  mit  den 
frühzeitig  eingegangenen  Äußerungen  vor  dem 
Feststellungsbeschluss abschließend abgewogen.

Soweit  den  frühzeitigen  Vorentwurfsäußerungen gefolgt 
wurde,  wurden  diese  im  FNP-Entwurf  inhaltlich 
verarbeitet.  Die Ergebnisse  der  frühzeitigen Beteiligung 
konnten  somit  im  Entwurf  bestätigt  und  schlüssig 
weiterentwickelt werden.

Die innerhalb der Internen Lenkungsgruppe (ILG) fachlich 
abgestimmten  Stellungnahmen  basieren  grundsätzlich 
auf bestehenden parlamentarischen Beschlusslagen, auf 
den  gefassten  Planungsabsichten  der  Stadt  sowie  auf 
beschlossenen  Fachkonzeptionen  (z.B.  Wohnbau-
flächen-,  Gewerbeflächen-,  Gartenentwicklungs-, 
Stadtklima-, ÖPNV-Konzept, etc.).
Der  planerische  Ansatz  für  den  Umgang  mit  den 
Äußerungen orientiert sich insbesondere am Leitbild der 
„Stadt  der  kurzen  Wege“,  welches  über  die 
abstrahierenden  Bauflächendarstellungen  des  FNP 
umgesetzt  wird.  Die  Entwicklung  kompakter 
Siedlungsstrukturen  sowie  eine  behutsame  und 
bedarfsangepasste  Siedlungsentwicklung,  vorrangig  auf 
Flächen mit bestehender Randerschließung, tragen dazu 
bei,  Wege  zu  verkürzen  und  damit  den  motorisierten 
Individualverkehr  sowie  schädliche  Treibhausgas-
emissionen  zu  reduzieren.  Zugleich  wird 
Flächenverbrauch  begrenzt  und  eine  klimafreundliche 
sowie nachhaltige Stadtentwicklung unterstützt.

Zu 002 – Mitteilung und Ausblick

Im  Anschluss  an  den  Abwägungsbeschluss  des 
Stadtrates  wird  das  Ergebnis  der  Abwägung  den 
Betreffenden unter Angabe der Gründe gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB mitgeteilt.

Mit dem abschließenden  Feststellungsbeschluss kann 
der  FNP anschließend  gemäß §  6  Abs.  1  BauGB zur 
Genehmigung  eingereicht  werden.  Der 
Feststellungsbeschluss  liegt  dem  Stadtrat  als  separate 
Beschlussvorlage 26/0863-BV vor.
Der  FNP  erlangt  seine  Gültigkeit  mit  der 
Bekanntmachung der Genehmigung gemäß § 6 Abs. 5 
BauGB  –  erst  mit  dieser  Bekanntmachung  wird  er 
wirksam.

Hinweis: Klimacheck
Der  Kriterienkatalog  des  Klimacheck  wurde  bereits  im 
Rahmen  des  Stadtratsbeschlusses  25/0366-BV 
„Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum FNP-Entwurf 
03/2025“  vom  25.06.2025  bewertet  und  mittels 
ergänzender  Erläuterungen  erweitert.  Eine  erneute 
Darlegung  ist  hier  nicht  erforderlich,  da  sich  aus  dem 
vorliegenden  Vorschlag  zum  Umgang  mit  den 
eingegangenen Äußerungen zum FNP-Entwurf  03/2025 
(Anlage 1 – Teil  A)  keine  wesentlichen Veränderungen 
ergeben.

Die  Auswirkungen  dieses  Abwägungsbeschlusses 
26/0862-BV  auf  das  Klima  werden  weiterhin  als 
weitgehend  klimaneutral  eingeschätzt.  Durch  die 
Entwicklung kompakter Siedlungsstrukturen gemäß dem 
städtebaulichen Leitbild der „Stadt der kurzen Wege“ und 
durch  eine  behutsame  und  bedarfsangepasste 
Siedlungsentwicklung  wird  eine  verkehrsreduzierende 
Siedlungs-  und  Nutzungsstruktur  umgesetzt.  Dieses 
Vorgehen entspricht den Nachhaltigkeitszielen Jenas und 
den Zielen einer klimawandelgerechten Stadt.

Hinweis:
Die  Anlagen  des  vorstehenden  Beschlusses  können  bei  der 
Stadt Jena, Büro Stadtrat, Am Anger 15 in 07743 Jena, Zimmer 
0_15 (EG) – nach telefonischer Vereinbarung (03641 / 492036) 
– während der Dienstzeiten eingesehen werden und sind unter 
https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp abrufbar.

Fortschreibung des wirksamen 
Flächennutzungsplans der Stadt Jena– 
Abschließender Beschluss über den 
fortgeschriebenen FNP 
(Feststellungsbeschluss)
- beschl. am 01.07.2026, Beschl.-Nr. 26/0862-BV

001 Der Flächennutzungsplan der Stadt Jena wird in 
der als  Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen. Die 
zugehörige  Begründung  einschließlich  der  Beikarte 
„Anpassung  an  den  Klimawandel“  und  Umweltbericht 
(Anlagen 2, 3 und 4) werden in der vorliegenden Fassung 
gebilligt.

002 Der Oberbürgermeister wird beauftragt, für den 
festgestellten  Flächennutzungsplan  die  Genehmigung 
gemäß  §  6  Abs.  1  BauGB  beim  Thüringer 
Landesverwaltungsamt zu beantragen und nach Erteilung 
der  Genehmigung  die  öffentliche  Bekanntmachung 
gemäß  §  6  Abs.  5  BauGB  zu  veranlassen;  dabei  ist 
anzugeben,  wo  die  Planänderung mit  Begründung und 
Umweltbericht  sowie  mit  der  Zusammenfassenden 
Erklärung gemäß § 6a BauGB während der Sprechzeiten 
eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden 
kann.

003 Der  Oberbürgermeister  wird  beauftragt,  die 
Erarbeitung einer fachlichen Begleitkarte nach Abschluss 
des  Flächennutzungsplan-Verfahrens  zur  Zusammen-
führung der vorhandenen Erkenntnisse zum Stadtklima – 
bestehend  aus  den  Themen  Starkregen,  Versickerung, 
Entsiegelung,  Biotopverbund  und  lokale  Ausgleichs-
potenziale – zu veranlassen.

004 Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bewusst 
darauf  zu  achten,  dass  Ausgleichsmaßnahmen  in 
nachfolgenden  Planungsverfahren  nicht  allein 
rechnerisch bilanziert, sondern mit Bezug zum Biotopwert 
bewertet  werden. Dabei sollen vorzugsweise bereits im 
Flächennutzungsplanausgewiesene  Flächen  in 

https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp


184 Amtsblatt 27/26 vom 9. Juli 2026

räumlicher  Nähe  des  Vorhabens  für  Ausgleichsmaß-
nahmen herangezogen werden.

005 Die  geeigneten  Vorzugsflächen  aus  der 
vorliegenden  Flächenpotenzialanalyse  für  Freiflächen-
Photovoltaik  werden  dem  Stadtrat  bis  Anfang  2027 
vorgelegt und, wenn wirtschaftlich, aktiv entwickelt.

Begründung:

Anlass und Planungsziel

Gemäß dem Auftrag des Stadtrates wird der  seit  2006 
wirksame  Flächennutzungsplan  (FNP)  der  Stadt  Jena 
fortgeschrieben.  Die Stadt Jena und ihr  Umland haben 
sich  seit  2006  deutlich  verändert,  insbesondere  durch 
Bevölkerungszuwachs, neue Unternehmensansiedlungen 
und  veränderte  Rahmenbedingungen.  Mit  der 
Fortschreibung  dieses  verwaltungsintern  bindenden 
Planwerks  werden  die  planerischen  Voraussetzungen 
geschaffen,  um  auf  aktuelle  Herausforderungen 
angemessen zu reagieren und die Lebensqualität in Jena 
langfristig  zu  sichern.  Die  Fortschreibung  des  FNP ist 
damit  eine  wesentliche  Grundlage  für  eine  nachhaltige 
und klimawandelangepasste Stadtentwicklung.

Zu 001 - Abschließender Beschluss 
(Feststellungsbeschluss)

Planverfahren

Die  Fortschreibung  des  Flächennutzungsplans  wurde 
durch  Beschluss  des  Stadtrates  vom  15.11.2017 
eingeleitet (vgl. Amtsblatt 50/17).

Der  vorliegende  Flächennutzungsplan wurde  unter 
Mitwirkung  der  Internen  Lenkungsgruppe  (ILG)  der 
Stadtverwaltung  und  der  Eigenbetriebe  auf  der 
Grundlage zahlreicher vorliegender Beschlusslagen und 
Fachkonzepte  sowie  unter  Berücksichtigung  der 
Ergebnisse  der  Behandlung  der  eingegangenen 
Stellungnahmenzum  FNP-Vorentwurf  und  zum  FNP-
Entwurf  erarbeitet  (vgl.  26/0862-BV  Abwägungs-
beschluss).

Er liegt  nunmehr in seiner  abschließend überarbeiteten 
Fassung  vor  und  soll  durch  denStadtrat  festgestellt 
werden.

Die sich aus der Anlage 1 des Abwägungsbeschlusses1 

auf  Grundlage  der  Stellungnahme der  Stadtverwaltung 
ergebenden  redaktionellen  Anpassungen im  FNP-
Planteil beschränken sich auf klarstellende Ergänzungen 
und  Korrekturen,  Präzisierungen  sowie  nachrichtliche 
Übernahmen  bzw.  Vermerke.  Diese  führen  weder  zu 
einer  Änderung  der  gesamträumlichen  Struktur  des 
Jenaer Stadtgebiets noch zu neuen oder weitergehenden 
Betroffenheiten,  die  eine  erneute  Offenlage erforderlich 
machen würden;  die Grundzüge der Planung bleiben 
unberührt  und  die  planerischen  Leitgedanken  der 
gesamtstädtischen Grundkonzeption unverändert.
                               
1 siehe 26/0862-BV Abwägungsbeschluss, Anlage 1 – Teil A

Die  vorliegenden  Planbestandteile  wurden  in 
Vorbereitung  auf  den  abschließenden 
Feststellungsbeschluss  bereits  angepasst  (redaktionelle 
Korrekturen  im  Planteil  sowie  Anpassungen  in  der 
Begründung einschließlich Umweltbericht).

Damit liegen die Voraussetzungen vor, dem Stadtrat den 
Flächennutzungsplan  (Anlage  1)  zur  Beschlussfassung 
sowie die Begründung mit  der Beikarte „Anpassung an 
den Klimawandel“ und dem Umweltbericht (Anlagen 2, 3 
und 4) zur Billigung vorzulegen.

Mit  dem  Feststellungsbeschluss wird  der  förmliche 
Abschluss  des  gemeindlichen  Planverfahrens 
herbeigeführt  und  die  Voraussetzung  dafür  geschaffen, 
den  Flächennutzungsplan  zur  Genehmigung  bei  der 
höheren Verwaltungsbehörde einzureichen.

Anders  als  ein  Bebauungsplan  wird  der 
Flächennutzungsplan  nicht  als  Satzung  beschlossen, 
sondern durch Feststellungsbeschluss festgestellt.

Die  Einordnung  des  vorliegenden  Feststellungs-
beschlusses  26/0863-BV  in  das  gemäß  BauGB 
vorgegebene bauleitplanerische Aufstellungsverfahren ist 
der  Übersicht  Verfahrensschritte  in  Anlage  5 zu 
entnehmen.

Zu 002 – Genehmigung

Der Flächennutzungsplan bedarf nach § 6 Abs. 1 BauGB 
der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde, des 
Thüringer  Landesverwaltungsamtes  Weimar  (TLVwA). 
Nach Fassung des Feststellungsbeschlusses werden die 
Unterlagen  durch  die  Verwaltung  zur  Genehmigung 
zusammengestellt  und  der  Genehmigungsantrag 
eingereicht.

Wirksamkeit und Zusammenfassende Erklärung

Die  erteilte  Genehmigung  ist  öffentlich  bekannt  zu 
machen – erst mit dieser Bekanntmachung wird der FNP 
gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam.

Jedermann kann gemäß § 6  Abs.  5  BauGB den wirk-
samen FNP, die Begründung mit Umweltbericht und die 
Zusammenfassende Erklärung nach § 6a Abs. 1 BauGB 
einsehenund über deren Inhalt Auskunft verlangen.

Die  Zusammenfassende  Erklärung  ist  nicht  Bestandteil 
der Unterlagen zum Feststellungsbeschluss – sie wird im 
Anschluss an die Genehmigung erstellt und dient gemäß 
§  6a  Abs.  1  BauGB  dazu,  nach  Wirksamwerden  des 
Flächennutzungsplans  nachvollziehbar  darzulegen,  wie 
Umweltbelange, die Ergebnisse der Öffentlichkeits-  und 
Behördenbeteiligung  sowie  geprüfte 
Planungsalternativen  in  der  Planung  berücksichtigt 
wurden. Diese Unterlage ist gemäß § 6a Abs. 2 BauGB 
auch in das Internet einzustellen.

Hinweis: Klimacheck

Der  Kriterienkatalog  des  Klimacheck  wurde  bereits  im 
Rahmen  des  Stadtratsbeschlusses  25/0366-BV 
„Billigungs- und Abwägungsbeschluss zum FNP-Entwurf 
03/2025“  vom  25.06.2025  bewertet  und  mittels 
ergänzender  Erläuterungen  erweitert.  Eine  erneute 
Darlegung  ist  hier  nicht  erforderlich,  da  sich  aus  dem 
Umgang mit den eingegangenen Äußerungen zum FNP-
Entwurf  03/2025  keine  wesentlichen  Veränderungen 
ergeben.
Die  Auswirkungen  dieses  Feststellungsbeschlusses 
26/0863-BV  auf  das  Klima  werden  weiterhin  als 
weitgehend  klimaneutral  eingeschätzt.  Durch  die 
Entwicklung kompakter Siedlungsstrukturen gemäß dem 
städtebaulichen Leitbild der „Stadt der kurzen Wege“ und 
durch  eine  behutsame  und  bedarfsangepasste 
Siedlungsentwicklung  wird  eine  verkehrsreduzierende 
Siedlungs-  und  Nutzungsstruktur  umgesetzt.  Dieses 
Vorgehen entspricht den Nachhaltigkeitszielen Jenas und 
den Zielen einer klimawandelgerechten Stadt.

Zu 003, 004 und 005

Zu 003
Mit  der  zusätzlichen  Zusammenführung  wesentlicher 
Erkenntnisse  aus dem Erstellungsprozess  rund um die 
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Erarbeitung des Flächennutzungsplans soll  mittels einer 
Begleitkarte ein nochmals verbessertes Verständnis der 
Informationen erreicht werden.

Zu 004
Es erscheint sinnvoll, aufgrund einer Vielzahl an Fragen 
zum  Thema  Ausgleichsmaßnahmen  diesen  Punkt 
nochmals gesondert zu beleuchten und darzulegen, dass 
die  im  FNP  bereits  dargestellten  potenziellen 
Ausgleichsflächen  im  Sinne  einer  nachhaltigen 
Stadtentwicklung umgesetzt werden.

Zu 005
Die Stadt Jena sieht sich dem bundesweiten Bekenntnis 
zur  Unterstützung des  Ausbaus  regenerativer  Energien 
dort, wo dies nach Abwägung aller Belange sinnvoll ist, 
verpflichtet und möchte hierauf gesondert hinweisen und 
die Gelegenheit nutzen, den Stadtrat zu geeigneter Zeit 
über  die  Fortschritte  in  dieserThematik  und  die 
strategischen  Möglichkeiten  zu  informieren.  Die  Stadt 
verfolgt  einen projektorientierten Ansatz und strebt eine 
Entwicklung  geeigneter  Vorzugsflächen  mit 
entsprechenden Projektpartnern an.

Hinweis:
Die  Anlagen  des  vorstehenden  Beschlusses  können  bei  der 
Stadt Jena, Büro Stadtrat, Am Anger 15 in 07743 Jena, Zimmer 
0_15 (EG) – nach telefonischer Vereinbarung (03641 / 492036) 
– während der Dienstzeiten eingesehen werden und sind unter 
https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp abrufbar.

Beschlüsse der Ausschüsse

Änderung des Beschlusses zur Umsetzung 
der Fachberatung nach § 11 ThürKigaG in 
der Stadt Jena
- im Jugendhilfeausschuss beschlossen am 10.06.2026, 
Beschl.-Nr. 26/0904-BV

001 Auf Grund der Änderung der Finanzierung der 
Fachberatung  nach  §  11  ThürKigaG  zum  01.01.2026 
beschließt  der  Jugendhilfeausschuss  die  Ausreichung 
von  36,90  €  pro  Kind  ab  dem  ersten  vollendeten 
Lebensjahr  an  alleTräger,  die  entsprechend  des 
Beschlusses  24/0156-BV  Fachberatung  leisten.  Die 
Auszahlung erfolgt rückwirkend zum 01.01.2026.

002 Die inhaltliche Ausgestaltung zur Umsetzung der 
Fachberatung  nach  §  11  ThürKigaG  für  Träger  von 
Kindergärten  in  der  Stadt  Jena  hat  entsprechend  des 
Beschlusses 24/0156-BV bis zum 31.12.2028 Bestand.

Begründung:

Zur Umsetzung der Fachberatung nach § 11/ThürKigaG 
finanziert das Land Thüringen ab dem 01.01.2026 eine 
Pauschale  in  Höhe  von  41  Euro  pro  Kind  ab  dem 
vollendeten ersten Lebensjahr entsprechend der Meldung 
des vorvergangenen Kalenderjahres. Die Pauschale des 
Landes,  bisher  30  Euro,  wurde  damit  erstmals  seit 
Einführung der Finanzierung von Fachberatung im Jahr 
2010 angehoben.

Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat das 
Angebot  einer  bedarfsgerechten  Fachberatung 
entsprechend  der  Vereinbarung  zur  Qualitätssicherung 
und -entwicklung nach § 7a/ThürKigaG zu gewährleisten.

Die  Gesamtverantwortung  zur  Umsetzung  der 
Fachberatung liegt beim örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe. Die Finanzierung der Gesamtverantwortung 
ergibt  sich,  wie  bisher,  aus  den  Regelungen  im  § 

26/Abs.2  ThürKigaG  unter  Berücksichtigung  der 
Gesamtverantwortung entsprechend § 79 SGB VIII. Die 
Bemessung  des  Anteils  der  Gesamtverantwortung  des 
örtlichen  Trägers  der  öffentlichen  Jugendhilfe  für  die 
Fachberatung erfolgt demnach im Umfang von zehn vom 
Hundert,  mindestens  jedoch  im  Umfang  eines  Drittels 
einer Vollzeitbeschäftigteneinheit.

Nachfolgend benannte Träger leisten entsprechend des 
Beschlusses  24/0156-BV  Fachberatung  nach 
§ 11 ThürKigaG:

Träger der Fach-
beratung

Träger, die Fachberatung 
in Anspruch nehmen

1. QuerWege e. V. als 
Trägerverbund

QuerWege e. V.

Arbeitskreis 
Jenaplanpädagogik e. V.

Ecole maternelle e. V.

Nimmerland gGmbH

Kinderbude e. V.

Verein Waldorfpädagogik 
Ostthüringen.e. V.

Waldkinder Jena e. V.

Saale Betreuungswerk der 
Lebenshilfe Jena gGmbH

Freier Kindergarten Jena e. 
V.

Kindersprachbrücke Jena e. 
V.

FÖV Frechdachs e. V.

Freier Kindergarten e.V.

2. AWO Regionalverband 
Mitte-West-Thüringen e. 
V.

AWO Regionalverband 
Mitte-West-Thüringen e. V.

3. Der PARITÄTISCHE 
Thüringen

Studierendenwerk Thüringen

ASB KV Jena e. V.

TSA Bildung und Soziales 
gGmbH

4. Diakonie 
Mitteldeutschland e. V.

DO Kinder- und Jugendhilfe 
gGmbH

5. Caritasverband für das 
Bistum Erfurt e.V.

Katholische Pfarrgemeinde 
St. Johann Baptist

6. Johanniter-Unfall-
Hilfe e. V. im 
Landesverbandes 
Sachsen-Anhalt – 
Thüringen

Die Johanniter-Unfall-Hilfe e. 
V. Regionalverbund 
Ostthüringen

7. DRK Landesverband 
Thüringen e. V.

DRK Kreisverband Jena-
Eisenberg-Stadtroda e. V.

8. KiTaS 
Kindertagesstätten 
gGmbH

KiTaS Kindertagesstätten 
gGmbH

9. Kommunale 
Kindergärten Jena

Kommunale Kindergärten 
Jena

10. Stadt Jena - 
Trägerverbund

Gemeinnützige Gesellschaft 
für Bildung, Betreuung und 
Pflege mbH

https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp
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Internationaler Bund Mitte 
GmbH, Niederlassung 
Thüringen

Kindergartenförderverein 
Ammerbach e. V.

Mädertal e. V.

Trägerwerk Soziale Dienste 
in Thüringen gGmbH

Kindertagespflege

Fortschreibung Kita-Bedarfsplan 2026/2027
- im Jugendhilfeausschuss beschlossen am 10.06.2026, 
Beschl.-Nr. 26/0915-BV

001 Die  Fortschreibung  des  Kindertagesstätten-
bedarfsplanes für die Stadt Jena für den Zeitraum vom 
01.  August  2026 bis  31.  Juli  2027 (siehe Anlage)  wird 
bestätigt.

Begründung:

Entsprechend § 80 Abs. 1 SGB VIII ist der örtliche Träger 
der  öffentlichen  Jugendhilfe  im  Rahmen  der 
Gesamtverantwortung  verpflichtet,  den  Bestand  an 
Einrichtungen und Diensten festzustellen und den Bedarf 
unter  Berücksichtigung  der  Wünsche,  Bedürfnisse  und 
Interessen  der  jungen  Menschen  und 
Personensorgeberechtigten  für  einen  mittelfristigen 
Zeitraum  zu  ermitteln.  Darüber  hinaus  verweist  der 
§ 20 ThürKigaG  darauf  hin,  die  zur  Befriedigung  des 
Bedarfs  notwendigen  Vorhaben  rechtzeitig  und 
ausreichend  zu  planen,  um  somit  die  erforderlichen 
Plätze in der Kindertagesbetreuung bereitzustellen.

Der  Bedarfsplan  2026/2027  fasst  die  jährliche  und 
mittelfristige  Bedarfsplanung  zusammen.  Dieser  Schritt 
ist wichtig, um strategische (mittel- und langfristige) Ziele 
mit  ausführenden  Maßnahmen  (Wirkungs-  und 
Handlungszielen)  zu  vereinbaren.  Die  mittelfristige 
Planung  gibt  somit  den  Rahmen  vor,  wohingegen  die 
jährliche Planung einzelne Vorgehensweisen aufeinander 
abstimmt.  Somit  wird  dem  vom  Stadtrat  gefassten 
Beschluss  (Nr.  25/0538-BV),  die  demographische 
Entwicklung jährlich in der Bedarfsplanung zu monitoren, 
entsprochen.

Mit  Blick  auf  die  demographische  Entwicklung  wurden 
2023  und  2025  bereits  mittel-  und  langfristige 
Planungsentscheidungen  durch  den  Stadtrat  getroffen. 
Im  Rahmen  zweier  Abbauphasen  (Phase  1  bis  2027, 
Phase  2  bis  2030)  sollen  jeweils  bis  zu  500 
Kindergartenplätze  in  ihrer  Gesamtkapazität  reduziert 
werden.  Der  Abbauprozess  der  Phase 1 wurde  bereits 
mit  verschiedenen  Maßnahmen  untersetzt  und  im 
Bedarfsplan  2025/2026  dargestellt.  Die  Methodik  der 
Umsetzung für die Abbauphase 2 wird nun in Form eines 
Umsetzungsplanes beschrieben.

Die  Fortschreibung  des  Bedarfsplanes  berücksichtigt 
weiterhin die demographische Entwicklung, insbesondere 
unter  dem  Aspekt  der  Geburtenentwicklung  in  Jena, 
anhand  des  methodischen  Ansatzes  des  Below-Worst-
Case-Szenarios.

Im vorliegenden Bedarfsplan 2026/2027
 wird  kurzfristig  mit  einem  Bedarf  von  ca.  4.079 

Kindertagesbetreuungsplätzen  für  Kinder  bis  6,5 
Jahren gerechnet.

 werden  ca.  5.538  Betreuungsplätze  vorgehalten, 

sodass  die  vorhandenen  Kapazitäten  den  Bedarf 
vollständig decken. Rechnerisch stehen im Planungs-
zeitraum  1.459  Plätze  mehr  zur  Verfügung  als 
tatsächlich benötigt werden.

Aufgrund  des  sinkenden  Bedarfes  an  Kindertages-
betreuungsplätzen,  bedingt  durch  sinkende  Geburten- 
und  Kinderzahlen,  besteht  weiterhin  die  planerische 
Notwendigkeit  der  Reduzierung  an  Betreuungsplätzen. 
Damit  sollen  ebenso  hohe  Kosten  für  nicht  benötigte 
Plätze  mittel-  und  langfristig  verringert  werden.  Hierfür 
wurde  ein  Umsetzungsplan  mit  verschiedenen  Phasen 
und  Handlungsschritten  erarbeitet.  Dieses  Instrument 
dient  der Konkretisierung der Maßnahmen und wird im 
Kindergartenjahr  an  die  aktuellen  Gegebenheiten  und 
Handlungsschritte angepasst.

Darüber hinaus dienen strategisch festgelegte Ziele, die 
sich  aus  der  vorangegangenen  Beschlussvorlage  (Nr. 
25/0538-BV) ergeben, als Richtung für die Aktivitäten bis 
zum Jahr  2030.  Mit  Hilfe  von  Wirkungszielen,  die  den 
strategischen  Zielen  untergeordnet  sind,  sollen  die 
angestrebten  Veränderungen  abgebildet  werden.  Die 
konkreten  Maßnahmen  werden  als  Handlungsziel 
darunter angeführt. Wirkungs- und Handlungsziele sind in 
der  jährlichen  Bedarfsplanung  perspektivisch 
fortzuschreiben.

Hinweis:
Die  Anlagen  des  vorstehenden  Beschlusses  können  bei  der 
Stadt Jena, Büro Stadtrat, Am Anger 15 in 07743 Jena, Zimmer 
0_15 (EG) – nach telefonischer Vereinbarung (03641 / 492036) 
– während der Dienstzeiten eingesehen werden und sind unter 
https://sessionnet.owl-it.de/jena/bi/info.asp abrufbar.

Öffentliche Ausschreibungen

Öffentliche 
Ausschreibung

Hinweis auf  die Bekanntmachung einer öffentlichen 
Ausschreibung

Der Auftraggeber

Stadtverwaltung Jena
Am Anger 15
07743 Jena

E- Mail: vergabe-jena@jena.de

hat unter der Vergabenummer

2026-ÖA-Kita-02
für die Leistung

Versorgung von drei städtischen Kitas mit 
Mittag, Vesper und Tagesgetränken für die 
Dauer von 2 Jahren

die  Bekanntmachung  einer  öffentlichen  Ausschreibung 
auf der Vergabeplattform https://www.evergabe-online.de, 
der Internetseite der Stadt
https://rathaus.jena.de/de/ausschreibungen-auslegungen 
und  www.bund.de veröffentlicht. Die Unterlagen können 
unter folgendem Link heruntergeladen werden:

https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?
id=872488

Angebotsfrist: 22.07.2026 / 10:00 Uhr

https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=872488
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=872488
http://www.bund.de/
https://rathaus.jena.de/de/ausschreibungen-auslegungen
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